
12  ·  AK-Konkret 5|20

Titelthema

Von Andreas Dörr

Seit 1995 gibt es die Pflegeversi-
cherung. Die Zahl der Leistungs-
empfänger ist seitdem 
kontinuierlich gestiegen, die Sta-
tistik zählt mittlerweile rund 3,7 
Millionen Pflegebedürftige, die 
Geld- sowie Sachleistungen von 
den Pflegekassen erhalten. Die 
Pflegeversicherung ist die ein-
zige Sozialversicherung, die als 
„Teilkasko-Versicherung“ ange-
legt ist. Das bedeutet, dass zum 
Beispiel im Unterschied zur 
Krankenversicherung hier nicht 
alle anfallenden Leistungen 
übernommen werden. Die we-
sentlichen Ziele der Pflegeversi-
cherung waren ursprünglich, die 
Situation der Pflegebedürftigen 
zu verbessern und die Abhän-
gigkeit von der Sozialhilfe zu ver-
mindern. 

Das erste Ziel wurde erreicht. 
Die Abhängigkeit der Pflegebe-
dürftigen von der Sozialhilfe al-
lerdings hat seitdem sogar zuge-
nommen. Ein steigender Anteil 
der verfügbaren Sozialhilfe muss 
nun für die Pflege aufgewendet 
werden. Bei einem Umzug in ein 
Pflegeheim wird das besonders 
deutlich. Im Saarland betrug der 
Eigenanteil für die Heimunter-

bringung 2019 im Schnitt 2.384 
Euro. Dem gegenüber steht eine 
durchschnittliche Bestandsrente 
von 1.284 Euro bei Männern und 
558 Euro bei Frauen (Stand: 
2018). Sind keine weiteren Ver-
mögenswerte (Eigenheim und 
ähnliches) verfügbar, ist deutlich, 
dass zur Erbringung des Eigen-
anteils Sozialhilfe in erheblichem 
Maße in Anspruch genommen 
werden muss. Verheerend ist 
dann: Bei Inanspruchnahme von 
Sozialhilfe ist der fixe monatliche 
Taschengeldsatz mit 116 Euro 
festgelegt. Die für den Sozial-
staat wichtige kulturelle und ge-
sellschaftliche Teilhabe ist damit 
nahezu unmöglich.

Aber nicht nur auf der individu-
ellen Ebene sind diese Konse-
quenzen aus dem Modell „Teil-
kasko-Pflegeversicherung“ be-
klagenswert, sondern auch für 
die kommunale Ebene hat dies 
weitreichende und belastende 
Konsequenzen. Bundesweit 
zahlten die Sozialämter insge-
samt 3,9 Milliarden Euro als Hilfe 
zur Pflege (Stand: 2017). Der Re-
gionalverband Saarbrücken 
wandte 2019 insgesamt 23,7 Mil-
lionen Euro dafür auf.

Die Eigenanteile werden sich 
in den nächsten Jahren erhöhen. 
Denn alle Maßnahmen, die auf 
eine bedarfsgerechte Personal-
ausstattung in der Pflege, bes-
sere Arbeitsbedingungen und 
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eine Anhebung der Gehälter ab-
stellen, führen zu steigenden 
Personalkosten und Pflegesät-
zen. Immer mehr Pflegebedürf-
tige werden dann auf die Sozial-
hilfe zurückgreifen müssen.

Welche Möglichkeiten gibt es, 
sowohl die zu Pflegenden als 
auch die Kommunen zu entlas-
ten? Die Parteien machen hier 
unterschiedliche Vorschläge: 
von einer kapitalgedeckten pri-
vaten Vorsorge über eine Pflege-
vollversicherung bis zu einer so-
lidarischen Gesundheits- und 
Pflegeversicherung. Die AK favo-
risiert die Einführung einer Pfle-
gevollversicherung. Zwar wären 
hier immer noch die sogenann-
ten „Hotelkosten“ (Unterkunft 
und Verpflegung) von dem Leis-
tungsempfänger zu tragen, 
diese belaufen sich aber im 
Saarland im Schnitt nur auf 872 
Euro im Monat. Ein großer Teil der 
Heimbewohner wäre damit ent-
lastet und mit den wegfallenden 
Sozialhilfeanteilen auch die 
Kommunen.

Klar ist in jedem Fall: Als Teil-
kostenversicherung stößt die 
Pflegeversicherung an ihre 
Grenzen. Die Folge ist ein unkal-
kulierbares Kostenrisiko bei Pfle-
gebedürftigkeit, bis hin zur Ver-
armung, was aber fundamental 
dem Anspruch der Pflegeversi-
cherung widerspricht und die 
Legitimation einer Sozialversi-
cherung gefährdet. 

Andreas Dörr ist Referent für 
Pflegepolitik.

Kommunen haben  
hohe Kosten

Ein 
Heimaufent- 

halt ist sehr 
kostspielig. Fo
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Da die Pflegeversicherung als 
„Teilkaskoversicherung“ ange-
legt ist, sind immer mehr 
Betroffene auf Sozialhilfe 
angewiesen, was die Kommu-
nen belastet. Die AK befürwortet 
eine Vollversicherung.


